
Anlage 3 - Auszug aus dem Grundgesetz und Konsolidierungshilfegesetz 
 
 
A. Konsolidierungshilfegesetz – § 2 Konsolidierungsverpflichtungen 
 
(1) Die in § 1 Absatz 1 genannten Länder, die 2010 ein Finanzierungsdefizit aufweisen, sind 
im Zeitraum 2011 bis 2020 zu einem vollständigen Abbau des strukturellen 
Finanzierungsdefizits verpflichtet. Dabei sind jährliche Obergrenzen des 
Finanzierungsdefizits einzuhalten. Die Obergrenze für 2011 errechnet sich, indem das 
Finanzierungsdefizit des Jahres 2010 (Ausgangswert) um ein Zehntel verringert wird. Für die 
Folgejahre errechnet sich die jährliche Obergrenze, indem die Obergrenze des Vorjahres 
jeweils um ein Zehntel des Ausgangswertes verringert wird. Länder nach § 1 Absatz 1, die 
2010 einen zumindest ausgeglichenen Finanzierungssaldo ausweisen, sind verpflichtet, 
auch im Zeitraum 2011 bis 2019 einen zumindest ausgeglichenen Finanzierungssaldo 
auszuweisen. Gewährte Konsolidierungshilfen bleiben bei der Ermittlung des 
Finanzierungssaldos unberücksichtigt. Finanzierungssaldo im Sinne dieses Gesetzes ist der 
Finanzierungssaldo zuzüglich des Saldos der finanziellen Transaktionen; eine Bereinigung 
um unmittelbar konjunkturell bedingte Änderungen ist zulässig. 
(2) Nach Ablauf eines Kalenderjahres prüft der nach § 1 des Gesetzes zur Errichtung eines 
Stabilitätsrates und zur Vermeidung von Haushaltsnotlagen gebildete Stabilitätsrat und stellt 
für jedes Land nach § 1 Absatz 1 gesondert fest, ob die Obergrenze des 
Finanzierungssaldos für das abgelaufene Jahr eingehalten wurde. In begründeten 
Ausnahmefällen kann der Stabilitätsrat feststellen, dass eine Überschreitung der 
Obergrenzen des Finanzierungssaldos nach Absatz 1 Satz 2 bis 5 unbeachtlich ist. Die 
Entscheidung des Stabilitätsrates ergeht bis zum 1. Juni des Folgejahres. 
 
 
B. Art. 109 Grundgesetz - Schuldenbremse 
 
(3) Die Haushalte von Bund und Ländern sind grundsätzlich ohne Einnahmen aus Krediten 
auszugleichen. Bund und Länder können Regelungen zur im Auf- und Abschwung 
symmetrischen Berücksichtigung der Auswirkungen einer von der Normallage abweichenden 
konjunkturellen Entwicklung sowie eine Ausnahmeregelung für Naturkatastrophen oder 
außergewöhnliche Notsituationen, die sich der Kontrolle des Staates entziehen und die 
staatliche Finanzlage erheblich beeinträchtigen, vorsehen. Für die Ausnahmeregelung ist 
eine entsprechende Tilgungsregelung vorzusehen. Die nähere Ausgestaltung regelt für den 
Haushalt des Bundes Artikel 115 mit der Maßgabe, dass Satz 1 entsprochen ist, wenn die 
Einnahmen aus Krediten 0,35 vom Hundert im Verhältnis zum nominalen 
Bruttoinlandsprodukt nicht überschreiten. Die nähere Ausgestaltung für die Haushalte der 
Länder regeln diese im Rahmen ihrer verfassungsrechtlichen Kompetenzen mit der 
Maßgabe, dass Satz 1 nur dann entsprochen ist, wenn keine Einnahmen aus Krediten 
zugelassen werden. 
 
 
 


